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			Kirchner will Geheimdienst reformieren

			Neuer Dienst soll künftig stärker kontrolliert werden
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			In einer Fernsehansprache bezeichnete Cristina Kirchner Nismans Anklage als „absurd“. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa) - Argentiniens Staatspräsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat rund eine Woche nach dem ungeklärten Tod des Staatsanwaltes Alberto Nisman eine umfassende Reform der Geheimdienste angekündigt. Das bisher als Geheimdienst fungierende „Secretaría de Inteligencia“ (SI) soll aufgelöst und durch eine Bundesagentur für Geheimdienste ersetzt werden, wie Kirchner in einer TV-Ansprache sagte. Ein entsprechender Gesetzentwurf soll noch in dieser Woche dem Parlament vorgelegt werden.

			Der bisherige Geheimdienst habe nicht den nationalen Interessen gedient, sagte Kirchner, die die Geheimdienste in den vergangenen Tagen mehrfach in Verbindung mit dem Tod Nismans gebracht hatte. Die Reform sei eine „Schuld“, die seit der Rückkehr Argentiniens zur Demokratie im Jahr 1983 bestehe.

			Die Führungsspitze der neuen Agentur soll nach Kirchners Plänen zwar weiter von der Regierung benannt werden, aber der Zustimmung des Senates bedürfen. Nichtregierungsorganisationen hatten immer wieder kritisiert, dass das Geheimdienst-Sekretariat ohne jegliche Kontrolle operiere und nicht einmal die Zahl seiner Mitarbeiter bekannt sei.

			Kirchner äußerte sich am Montagabend in einer fast einstündigen TV-Ansprache. Sie hatte sich vorige Woche bereits in zwei langen öffentlichen Briefen zum Tod des Ermittlers erklärt. Die Präsidentin wiederholte ihre Ansicht, dass es sich bei dem Tod Nismans, der den blutigen Anschlag auf das jüdische Gemeindezentrum Amia von 1994 mit 85 Toten untersuchte, nicht um Selbstmord handelte. Außerdem hatte sie im Zusammenhang mit Nismans Tod von einer Kampagne gegen sie und die Regierung gesprochen.

			Kirchner will das Reformprojekt noch vor ihrer am Samstag geplanten Reise nach China in den Kongress einbringen. Sie zeigte sich entschlossen: „Mich werden sie nicht erpressen, sie werden mich nicht einschüchtern, ich habe keine Angst vor ihnen. Sollen sie doch die Anklagen machen, die sie wollen“, betonte Kirchner, die seit 2007 im Amt ist und bei der Präsidentschaftswahl im Oktober dieses Jahres nach zwei Amtszeiten nicht mehr antreten kann.

			Nisman hatte Kirchner und Außenminister Héctor Timerman vorgeworfen, sie wollten wegen einer angestrebten Verbesserung der Wirtschaftsbeziehungen zum Iran die Strafverfolgung mutmaßlicher iranischer Drahtzieher des Attentats ins Leere laufen lassen. Die Anklage bezeichnete Kirchner erneut als „absurd“. Zudem bezweifelte sie, dass Nisman die Anklage selbst geschrieben habe. Auch könne keiner die Anstrengungen ihrer Regierung zur Aufklärung des Anschlages von 1994 infrage stellen. Nisman war am 18. Januar mit einem Kopfschuss tot in seiner Wohnung gefunden worden. Die Umstände sind noch unklar.

			Trauerzug für Nisman

			Buenos Aires (dpa) - Hunderte Menschen haben dem ums Leben gekommenen argentinischen Staatsanwalt Alberto Nisman zum Beginn eines Trauerzuges die letzte Ehre erweisen. Sie applaudierten und riefen „Argentina! Argentina!“ und „Justicia“ (Gerechtigkeit), als der Wagen mit dem Sarg des 51-Jährigen gestern in Buenos Aires losfuhr. Der Staatsanwalt wurde anschließend im privaten Kreis auf einem jüdischen Friedhof im Vorort La Tablada beigesetzt.
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			Die Woche in Argentinien

			Überwachungskameras im Zentrum

			Die Stadtverwaltung von Buenos Aires wird bis Mitte des Jahres 19 Überwachungskameras im Microcentro installieren. Die Kameras sollen Autofahrer aufzeichnen, die ohne Genehmigung ins Microcentro fahren. Seit März 2012 ist das Zentrum zwischen 11 und 16 Uhr für Autofahrer tabu. Die autofreie Zone zieht sich von den Straßen Córdoba und Leandro N. Alem bis Avenida de Mayo und Carlos Pellegrini. Wer das Fahrverbot nicht beachtet, muss mit einer Strafe von 960 Pesos rechnen. Die Stadtverwaltung gab bekannt, dass sich der Verkehr im Microcentro seit 2012 um 70 Prozent verringert hat.

			Journalist flieht nach Israel

			Aus Angst um sein Leben hat ein Journalist, der als Erster über den mysteriösen Tod des argentinischen Staatsanwaltes Alberto Nisman berichtete, Argentinien verlassen. Damian Pachter arbeitete für den Buenos Aires Herald und flog über Montevideo und Madrid nach Tel Aviv, wo er am Sonntag ankam. Pachter, der die israelische Staatsbürgerschaft besitzt, hatte als erster Journalist via Twitter den Tod des Sonderermittlers Nisman gemeldet. „Argentinien hat sich in einen dunklen, von einem korrupten politischen System geführten Ort verwandelt“, schrieb er für die israelische Zeitung Haaretz. Nach der Nachricht über den Tod Nismans habe er Angst um sein Leben gehabt, sagte der Journalist. Er wurde nach eigenen Angaben von einem Geheimdienstagenten verfolgt. Danach habe er entschieden, Argentinien zu verlassen. „Ich kann nicht mehr in das Land (Argentinien) zurückkehren, zumindest nicht bis zum Ende dieser Regierung“, sagte er vor seiner Ausreise der Zeitung Clarín. 

			Automatisch Fahrräder leihen

			Ab Mai soll das Fahrradverleihsystem Ecobici in der Stadt Buenos Aires automatisch funktionieren. Dadurch können die Fahrräder dann den ganzen Tag über ausgeliehen werden. Bisher wird der Service nur von acht bis 20 Uhr angeboten und die Ausgabe der Fahrräder geschieht durch Mitarbeiter der Stadt. Die Fahrräder sollen ab Mai an 200 Stationen in Buenos Aires per SMS, Chipkarte oder App ausgeliehen werden können. Die Nutzer müssen sich dafür im Internet unter www.buenosaires.gob.ar/ecobici registrieren. Der Service soll kostenlos und für alle Menschen, einschließlich Ausländern, verfügbar sein. Die Stadt Buenos Aires investiert laut La Nacion ungefähr 60 Millionen Pesos in den Ausbau des Systems. Dadurch wird der Fahrradbestand von aktuell 950 auf 3000 erhöht. 

			Lagomarsino angeklagt

			Diego Lagomarsino muss sich vor Gericht verantworten, weil er nach Angaben der Staatsanwaltschaft Alberto Nisman die Waffe besorgte, mit der dieser zu Tode kam. Der Mitarbeiter des kürzlich unter mysteriösen Umständen gestorbenen Nisman wurde von Viviana Fein angeklagt. Ihm wird zur Last gelegt, dass er Nisman die Pistole des Kalibers 22 zur Verfügung stellte, obwohl dieser keinen Waffenschein besaß. Das Strafmaß dafür beträgt zwischen einem und sechs Jahren. Lagomarsino soll der letzte Mensch gewesen sein, der Nisman lebend sah.

			Kind stirbt an Folgen von Unterernährung

			In der Provinz Salta ist ein zweijähriges Kind an den Folgen mangelnder Ernährung gestorben. Der Zweijährige kam aus der Wichí-Gemeinde in Morillo und wurde ins Krankenhaus von Orán gebracht. Dort stellten die Ärzte fest, dass er an „starker Unterernährung und Dehydration“ litt. Kurz darauf starb der Junge an einem Herzstillstand. Die Versuche der Ärzte, den Jungen wiederzubeleben, blieben erfolglos. Laut der Zeitung El Tribuno habe der Junge lediglich acht Kilo gewogen.  

			Jüdische Gemeinde kritisiert Kirchner

			Die beiden großen Organisationen der jüdischen Gemeinde, Amia und Daia, nahmen zum ersten Mal in der jüngeren Geschichte Argentiniens nicht an der vom Außenministerium organisierten Gedenkveranstaltung zum Holocaust teil. Die Vertreter der jüdischen Gemeinde versammelten sich stattdessen in den Räumen des Gemeindezentrums der Amia. Damit brachte die Gemeinde nach dem Tod von Sonderermittler Nisman ihre Unzufriedenheit mit der argentinischen Regierung zum Ausdruck. Amia-Präsident Leonardo Jmeniltzky kritisierte das Abkommen zwischen dem Iran und Argentinien zur Aufklärung des Amia-Attentats als „unangemessen“. (dpa/jj)
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			Vermutungen

			Der Tod des Staatsanwaltes Alberto Nisman beherrscht eindeutig die politische Szene Argentiniens. Kein anderes Thema, kein anderer Vorfall überschattet den Mord, nachdem die alternative These des Selbstmordes fallen gelassen wurde. Sogar Präsidentin Cristina Kirchner, die anfangs auf Selbstmord getippt hatte, nahm ihre These zurück. Die Justiz betitelte den Prozess als „zweifelhaften Todesfall“ („muerte dudosa“) und vermied dabei eine Festlegung. Offenbar haben die wenigen vorhandenen Daten über den Mord die Richter und Staatsanwälte, die eingeschaltet wurden, überzeugt, dass der linkshändige Staatsanwalt sich nicht mit der rechten Hand erschossen haben kann.

			Seither gibt es nur Mutmaßungen, so dass Fachleute, Juristen und Journalisten allesamt im Dunkeln tappen und nur vermuten, was geschehen sein kann. Der Mord erfolgte einen Tag vor dem Termin, den der Staatsanwalt mit Deputierten des nationalen Kongresses vereinbart hatte, um vor dem Ausschuss für Strafrecht der Kammer Rede und Antwort zu stehen.

			Im Mittelpunkt dieses Termins stand die Unterstellung Nismans, dass die Präsidentin klammheimlich mit Iran versuchte, die von Interpol auf argentinischen Antrag gesuchten fünf iranischen Angeklagten des Terrorattentates im Fall AMIA vor zwanzig Jahren zu entlasten. Nisman war von Präsident Néstor Kirchner als Staatsanwalt beauftragt worden, dieses schrecklichste Terrorattentat der argentinischen Geschichte zu klären. Fünf Iraner waren beschuldigt und können Iran nicht verlassen, weil sie von Interpol gefasst werden würden. Im Gegenzug der Entlastung würde Iran billiges Erdöl liefern und argentinisches Getreide kaufen.

			Iran, vormals Persien, ist bekanntlich eine Theokratie, die von sogenannten Ajatollahs geführt wird. Sie haben das letzte Wort im Staat, der von einer gewählten Regierung mitsamt Parlament verwaltet wird. Iran ist eine islamische Theokratie, der Hauptfeind ist Israel. Westliche Großmächte verhandeln längst mit Iran, damit dieses Land es unterlässt, eine Atombombe zu bauen, die Israel bedroht. Iran besitzt angereichertes Uran, aber keine Atombombe, ähnlich wie Argentinien und Brasilien, deren Regierungen sich verpflichtet haben, keine Bombe zu bauen. Iran leidet unter wirtschaftlichen Sanktionen westlicher Staaten, die den Außenhandel betreffen.

			Nisman hatte die Präsidentin und mehrere Mitarbeiter in einer Denkschrift von fast 300 Seiten, die inzwischen veröffentlicht worden ist, beschuldigt und aufgefordert, hierüber vor der Justiz auszusagen. Ihm waren Unterlagen des Geheimdienstes SI, vormals SIDE, zugespielt worden. Daher wird vermutet, dass einige der Ende 2014 abgesetzten Leiter des Sicherheitsdienstes Nisman die Unterlagen geliefert haben mögen, mit denen Nisman seine Klage ausgearbeitet hatte. Klarheit hierüber gibt es keine, Vermutungen indessen viele.

			Irans Ajatollahs haben unlängst einen Befehl erlassen, gegen Nisman vorzugehen, wodurch die Vermutung gestärkt wurde, dass der Mord von Iranern oder ihren Beauftragten vollzogen worden sei. Die Justiz, insbesondere die Nachfolgerin Nismans Viviana Fein und die zuständige Richterin Fabiana Pallmaghini, ermitteln derweil den mysteriösen Mord ohne sichtbare Erfolge. 

			Die Flucht des Redakteurs der englischen Zeitung „Buenos Aires Herald“, die der Regierung nahesteht, Damian Pachter, nach Israel, weil er angeblich überwacht und verfolgt wurde, ist ebenso undurchsichtig. Pachter hatte als erster den Mord im Internet veröffentlicht, ohne seine Quelle anzugeben. Das deutet auf Spitzel der Sicherheitsdienste und nährt Spekulationen. Diego Lagomarsino, technologischer Experte und Mitarbeiter Nismans, hatte dem Staatsanwalt seine Pistole geliehen, weil angeblich Nisman fürchtete, dass er oder seine beiden Töchter bedroht gewesen seien. Mit dieser Pistole wurde er ermordet. Alle übrigen Thesen hierüber beruhen ebenfalls auf Vermutungen. Argentinien tappt im Dunkeln.
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			Zerstrittene Retter des Abendlandes

			Von Stefan Kuhn

			Das können sie doch nicht machen. Sachsen und den Rest Deutschlands schutzlos den islamistischen Horden preisgeben. Was heißt Deutschland, das ganze Abendland, dessen Wiege selbstredend Sachsen ist. Pegida, die „Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes“, hat am Mittwoch einen Kampf verloren - den gegen sich selbst. Der Verein, der bis zu 25.000 Menschen in Dresden auf die Straße brachte, ist führungslos. Vor einer Woche ist  Lutz Bachmann zurückgetreten. Der wegen Diebstahl und Drogendelikten vorbestrafte Initiator und Sprecher von Pegida, war wegen eines Facebook-Eintrags unter Druck geraten. In dem sozialen Netzwerk postete er ein Selbstporträt mit Hitlerbärtchen und rassistische Sprüche. Mit dem Bild vom besorgten Bürger, der sich vor der Überfremdung seiner Heimat fürchtet, war das nicht mehr vereinbar.

			Seine Nachfolgerin Kathrin Oertel entsprach mehr dem Bild der besorgten Hausfrau. Sie scheiterte nach nur einer Woche. Die Gründe dafür dürften hauptsächlich in der Person Bachmanns zu suchen sein, denn zurückgezogen hatte sich der Führer-Imitator nicht wirklich. Beim Führungsstreit der Pegida ging es in erster Linie um das Verhältnis der Organisation zur rechtspopulistischen Neupartei „Alternative für Deutschland“ (AfD) und zum Leipziger Pegida-Ableger „Legida“, der als rechtsextrem und gewaltbereit gilt. Mit Oertel sollen noch vier weitere Führungsmitglieder zurückgetreten sein, die Bachmanns Facebook-“Ausrutscher“ nicht tolerieren wollen. Sie haben vor, eine neue Organisation zu gründen. Die für Montag geplante Pegida-Demonstration wurde abgesagt.

			Es gibt viele, die darin schon das Ende von Pegida sehen. Der deutsche Vizekanzler und Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) spricht gar von einer „Erlösung für Dresden“. Ganz Unrecht hätte er damit nicht. Der Tourismus hat bereits unter den ausländerfeindlichen Demonstrationen gelitten, und am Montag sprach das US-Außenministerium eine Reisewarnung für verschiedene deutsche Städte, darunter Dresden und Leipzig aus.

			Pegida will weiterkämpfen. In zehn Tagen soll es wieder eine Montagsdemonstration in Dresden geben. Mag sein, dass diese ein letztes Aufbäumen sein wird, aber ihren Zenit dürfte die Bewegung überschritten haben. Ihre Krise ist symptomatisch für viele Neugründungen, vor allem im rechtsorientierten Spektrum der politischen Landschaft. Zeitweilig gab es mit den Republikanern, der DVU und der NPD drei nahezu gleichstarke rechtsextreme Parteien. Heute ist nur noch die NPD von Gewicht, doch bei der jagt eine Führungskrise die andere. Auch in der Führung der rechtsnationalen AfD kracht es derzeit gewaltig.

			Was allerdings bei Pegida geschieht, ist ein Armutszeugnis. Die Organisation ist ein Aktionsbündnis mit der Rechtsform eines eingetragenen Vereins. Der Verein hat offiziell zehn Mitglieder, die sich eigentlich nicht über politische Programme streiten müssen. Sie haben ein gemeinsames Ziel, sie wollen ein strengeres Einwanderungsrecht. Weitere Forderungen der Pegida-Wutbürger wie ein Verzicht auf das Freihandelsabkommen zwischen EU und USA verwässern das Grundanliegen der Bewegung. Wenn sich zehn Menschen nicht auf eine gemeinsame Linie einigen können, dann können sie die Sache gleich beerdigen.

			Der Zeitpunkt für ein Begräbnis ist günstig. Es gibt zu viele Neonazis und Fußballhooligans, die bei den Demonstrationen mitmarschieren, vor allem beim Leipziger Ableger von Pegida. Im Westen Deutschlands, wo wesentlich mehr Moslems als in Sachsen leben, findet die Bewegung kaum Resonanz. Das mag für Pegida wohl daran liegen, dass man sich dort aus der „Lügenpresse“ informiert. Es ist allerdings wahrscheinlicher, dass Menschen nicht fürchten, was sie kennen. In Stuttgart etwa leben 65.000 Moslems. Das sind über zehn Prozent der Einwohner. Es gibt 21 Moscheen und es gab noch keine Pegida-Demonstration. Mit 40 Prozent hat die baden-württembergische Hauptstadt den höchsten Anteil von Einwohnern mit Migrationshintergrund. Es folgen Frankfurt am Main und Nürnberg. In Nürnberg ist Pegida ebenfalls noch nicht in Erscheinung getreten. In der Bankenmetropole Frankfurt standen am Montag 80 Pegida-Anhänger 16.500 Gegendemonstranten gegenüber.

			Pegida ist an einem Scheideweg angekommen. Die Bewegung hat ein wichtiges Ziel erreicht, sie wurde in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Jetzt kann sie nur darauf hoffen, dass ihre Anliegen auf die politische Agenda kommen. Abgesehen von der rechtsextremen NPD scheint sich jedoch nur die AfD ernsthaft damit zu beschäftigen. Eine andere Möglichkeit wäre, dass die Bewegung selbst zur Partei wird. Doch das scheint bei der Zerstrittenheit der Führung und der AfD- bzw. NPD-Konkurrenz in Sachsen utopisch. Im Prinzip bleibt nur das Engagement in einer politischen Partei. Wenn Pegida wie bisher weitermarschiert, wird sich die Bewegung totlaufen. Die Vorstellung, dass ein paar tausend besorgte Bürger, Hooligans und Neonazis die deutsche Politik ändern, ist ebenfalls utopisch. Demokratie hat einen großen Nachteil. Er liegt darin, dass nicht immer der Recht bekommt, der Recht hat oder meint, Recht zu haben, sondern der, der die Mehrheit hat. 
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			Randglossen

			Ganz in weiß gekleidet, auf ihrem Rollstuhl, sprach Präsidentin Cristina Kirchner am Montagnachmittag eine Stunde lang überraschend im Fernsehen. Den mysteriösen Tod des Staatsanwalts Alberto Nisman, der sie beschuldigt hatte, die iranischen Spuren im Terrorfall AMIA vor zwanzig Jahren, für die Nisman zuständig war, zu verwischen, um angeblich nachher den Handel mit Erdöl und Getreide zu beleben. Die Präsidentin argumentierte, dass Iran nur rohes Erdöl anbiete, wogegen Argentinien raffiniertes Erdöl importiere. Getreide könnte Iran beliebig viel am Markt erwerben, an dem mehrere Firmen aktiv seien, die sie beim Namen aufzählte. Ohne die geringste Anteilnahme am Mord des Staatsanwalts zu zeigen, kündigte die Präsidentin Reformen des Sicherheitsdienstes an, darunter die Verlegung der telefonischen Abhörungen auf das Amt der obersten Staatsanwältin, was Oppositionssprecher sogleich entrüstet ablehnten.

			Die Spitzel des bisherigen Sicherheitsdienstes sollen laut der Präsidentin in eine neue föderale Agentur für Sicherheit umgewandelt werden, als ob ein anderer Name eine echte Reform wäre. Das Amt der obersten Staatsanwältin agiert unabhängig neben der Exekutive, der Legislative und der Justiz. Alejandra Gils Carbó, die die Präsidentin ernannt hatte, genießt dadurch neue Vollmachten, die laut Oppositionspolitikern dem Obersten Gerichtshof unterstellt werden sollten. Solange die Präsidentin bis zum 10. Dezember 2015 regiert und die Stimmenmehrheit in beiden Kammern des Kongresses manipuliert, kann sie munter weitermachen, ohne sich um ihre Nachfolge zu kümmern. Bisher hat sie es unterlassen, einen eigenen Kandidaten für die PASO-Wahlen im August 2015 zu nominieren. der die bisherige Politik der Abschottung Argentiniens von der Welt weiter führt. In ihrer Rede hat die Präsidentin kein Wort über ihren Kandidaten fallen lassen.

			Wenn es einen Mann gibt, der Risiken einschätzen kann, ist das Nolan Peterson. Die Kunst der Risikoanalyse lernte Peterson als Pilot der US-Luftwaffe. Im Irak und Afghanistan flog er Sondereinsätze. Heute arbeitet er als Journalist. Nach den Anschlägen auf Charlie Hebdo gab Peterson dem US-amerikanischen Fernsehsender Fox News ein Interview: „In Paris gibt es über 80 No-Go-Zones, in denen sich Nicht-Muslime nicht aufhalten können. Dort herrschen ähnliche Zustände wie in Bagdad oder Kabul.“ Bagdad, Kabul, Paris. Natürlich. Wie gelingt es den zahlreichen Paris-Touristen nur, ihren Aufenthalt dort überleben? Vielleicht hat das ja mit diesen länglichen Broten, die Baguette heißen sollen, zu tun. Peterson hat sicherlich schon recherchiert: Es könnte sich dabei um getarnte Waffen handeln...

			Nachdem Fox-News die bürgerkriegsähnlichen Zustände in Paris öffentlich gemacht hat, werden weitere Zweifel an der Sicherheitslage in Europa laut. Bisher galt der Kontinent in der amerikanischen Öffentlichkeit zwar als altmodisch, aber relativ sicher. Diese Einschätzung könnte sich nun ändern. Das State Department warnte US-Bürger vor Reisen nach Deutschland. Dort sollten die US-Amerikaner wegen angekündigter Proteste der „ Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes“ größere Menschenmengen meiden und besonders vorsichtig sein. Gefährlich seien unter anderem die Städte Berlin und Köln. Der mit dem Baguette-Skandal beschäftigte Nolan Peterson äußerte sich noch nicht. Aus seinem Umkreis wurden Stimmen laut, die den Mut der Demonstranten betonten. Schließlich dürfe es in deutschen Städten nicht so weit kommen wie in Paris.
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			Rückläufiger Aussenhandel im Jahr 2014

			Der argentinische Export ging 2014 gegenüber dem Vorjahr um 12% zurück, von u$s 81,66 Mrd. auf u$s 71,93 Mrd. Der Import sank um 11%, von u$s 73,66 Mrd. auf u$s 65,25 Mrd. Somit nahm der Handelsbilanzüberschuss um 17% ab, von u$s 8,05 auf u$s 6,69 Mrd. Dabei war die Tendenz beim Überschuss im Laufe des Jahres abnehmend. Im Dezember lag der Überschuss mit u$s 74 Mio. um 31% unter dem Vorjahr, mit Exporten von u$s 4,57 Mrd. (-13%) und Importen von u$s 4,50 Mrd. (-13%). 

			Die Aufteilung des Aussenhandels nach Warengruppen war 2014 wie folgt:
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			Die Aufteilung nach Staaten oder Regionen war wie folgt:
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,645, leicht über der Vorwoche und um 0,93% über Ende Dezember 2014. Die ZB-Reserven betrugen zum u$s 31,29 Mrd. gegen u$s 31,25 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.15 bei $ 8,96, zum 30.06.15 bei $ 9,54 und zum 30.09.15 bei $ 10,24. Der Terminkurs per Dezember 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 30,14%. Der Schwarzkurs erreichte am Montag bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,75. Der Kurs bei Überweisungen über Staatsbonds in Dollar, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden („contado con liqui“) lag bei $ 12,26. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 1,14% und lag 2,26% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 7,70% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,74% und 3,18% gegenüber Ende 2014. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,74%, lagen jedoch um 0,50% im Plus gegen Ende 2014, und Global 2017 Arg lagen mit 4,18% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 237,65 (Vorwoche $ 237,23) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 339,50 (Vorwoche $ 338,89).

			***

			Ab 27. Januar 2014, also in einem Jahr seit der Kauf von Dollarscheinen für Sparzwecke und Auslandsreisen zugelassen wurde, wurden laut Zahlen der AFIP u$s 3,93 Mrd. gekauft, davon 86% für Sparzwecke. Im Januar 2015 waren es u$s 416 Mio. Bei Käufen für Sparzwecke wird ein Aufschlag von 20% und bei Auslandsreisen einer von 35% berechnet, wobei beide von der Gewinnsteuer abgezogen werden können. Somit kostete der „Spardollar“ letzte Woche insgesamt $ 10,37 und der „Reisedollar“ $ 11,67.

			***

			Der Umsatz der Supermärkte lag 2014 um 37,4% über dem Vorjahr, im Dezember um 33,1% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 19,4% über November, berichtet das INDEC. Der Umsatz lag 2014 in Mengen um 10% über dem Vorjahr, bei Preisen, die durchschnittlich um 27% höher waren. Bei der Preiszunahme spielt die der einzelnen Produkte eine Rolle, aber auch die Zusammensetzung des Warenkorben, der 2014 mehr relativ billigere Produkte enthielt. Das erklärt die Differenz mit den privaten Preisindices, die für 2014 eine um etwa 10 Przoentpunkte höher Zunahme ausweisen.

			***

			Der Umsatz der Shopping-Centers lag 2014 32,5% über dem Vorjahr, bei einer durchschnittlichen Preiszunahme von 31,2%., berichtet das INDEC. Bei den Shopping-Centers spielt der zurückgebliebene Wechsekurs eine grössere Rolle als bei den Supermärkten.

			***

			Die chinesischen Supermärkte wiesen 2014 einen mengemässigen Umsatzrückgang von 8,2% aus, berichtet die Consulting-Firma Scanntech. Dies wird auf die Öffnung vieler kleiner Supermärkte der grossen Ketten (die die Nähe zum Kunden suchen) und auch auf die „gepflegten Preise“ zurückgeführt, die Kunden bei den traditionellen Supermärkten anziehen.

			***

			Im Amstblatt vom 28.1.15 wurde das Gesetz 27.118 veröffentlicht, das im Dezember vom Kongress verabschiedet worden war, das sich auf Förderung der landwirtschaftlichen Familienbetriebe bezieht. Laut offizieller Information machen diese Betriebe 20% des landwirtschaftlichen BIP aus, beschäftigen jedoch 57% der Landarbeiter. Es handelt sich weitgehend um Betriebe, die sich der Gemüseproduktion widmen, die sehr arbeitsintensiv sind.

			***

			Die Stadt Buenos Aires hat zwei Ausschreibungen für Anlagen der Verarbeitung des Mülls eingeleitet, von denen eine in der Nordzone (beim „Parque de los niños) und die andere in der Südzone (nahe dem Park Indomaericano) errichtet werden sollen. Jede soll täglich ca. tausend Tonnen Müll verarbeiten. Auf diese Weise soll der tägliche Müll der Stadt, der bei 6.000 t liegt, um 78% verringert werden. Grundsätzlich handelt es sich darum, dass die Bestandteile des Mülls, die wieder verwendet werden können, nämlich Papier, Metall, Kunststoff und Glas, gesondert werden. Die südliche Anlage von $ 2,16 Mio. und die nördliche $ 2,50 Mrd. kosten. 50% des Investitionsbetrages der südlichen Anlage soll von der Andenköperschaft (CAF, Corporación Adina de Fomento) finanziert werden, während die nördliche von der Stadtverwaltung und dem Unternehmen finanziert wird, dem der Bau zugeteilt wird.

			***

			Der Immobilienmarkt in der Provinz Buenos Aires ist im abgelaufenen Jahr erneut eingebrochen. Wie der Verband der Notare mitteilte, wurden 2014 insgesamt 97.918 An- und Verkaufsverträge abgeschlossen, 7,9% weniger als im Vorjahr. Diese Gesamtzahl war darüber hinaus die niedrigste der vergangenen zehn Jahren. Bezogen auf Dezember wurden insgesamt 15.570 Geschäfte für einen Gesamtwert von$ 5,0521 Mrd. getätigt, gegenüber den 17.059 Operationen vom Dezember 2013 für $ 4,771 Mrd. 

			***

			Argentinien wurde hinter dem Kongo, Nordkorea, Iran und Venezuela auf dem 169. Platz unter 178 von der Heritage Foundation evaluiierten Ländern im Hinblick auf die wirtschaftliche Freiheit platziert. Bei der letzten Erhebung lag das Land noch drei Plätze drüber.

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im Dezember um 8,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. In der Stadt Buenos Aires war der Rückgang, mit 11,5%, sehr betont, was besonders darauf zurückgeführt wird, dass die Temperatur dieses Jahr besonders im Dezember niedriger war. Auf der anderen Seite verzeichnet die Provinz Santa Cruz eine Zunahme von 42%, für die vorerst keine Erklärung gegeben wurde. Ebenfalls stieg der Konsum in Chubut (+14%), dem Süden der Provinz Buenos Aires, der von Edes versorgt wird (+5%) und Neuquén (+1%). Im Jahr 2014 lag der Stromkonsum im ganzen Land nur um 1% über 2013, aber auch mit grossen regionalen Unterschieden. 

			***

			Der EMAE-Index des INDEC, der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, lag im November um 0,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 0,1% unter Oktober 2014. Für ganz 2014 würde somit dieser Index mit einem Nullwachstum abschliessen, wogegen private Schätzungen auf etwa minus 2,5% gelangen.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (Estimador Mensual Industrial), lag im Dezember um 2,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, womit das ganze Jahr 2014 einen Rückgang von 2,5% aufweist. Im Vorjahr verzeichnete der EMI-Index schon eine Abnahme von 9,4% und 2012 eine von 1,2%, nach Zunahmen von 6,5% im Jahr 2011 und 9,8% 2010. Im Jahr 2014 wurde der Rückgang stark durch eine Verringerug der Kfz-Produktion von 21,1% beeinflusst. Doch auch Zement lag um 4,1% unter dem Vorjahr. Stahl hingegen weist eine Besserung von 5,9% auf. 

			***

			Die Gewerkschaft der Bankangestellten hat von den vier Bankenverbänden (ABAPRA, ABA, ADEBA und ABE) die Zustimmung für eine Gehaltserhöhung von $ 2.200 monatlich für die ersten drei Monate dieses Jahres erreicht, a Konto der Zulage, die ab März bei der Verhandlungen des neuen Arbeitsvertrages erreicht wird. Hinzu kommt noch ein Extrabetrag von $ 3.000 ohne Soziallasten („no remunerativo“) im Februar. Auf diese Weise wird schon für die kommende Lohnverhandlung von einer Erhöhung von 30% ausgegangen. Ende des Jahres 2014 hatten die Bankangestellten schon einen Sonderbonus von $ 7.500 erhalten. 

			***

			Der Handelsaustausch Argentiniens mit Iran war auch 2014 unbedeutend. Der Import erreichte u$s 6,2 Mio., gleich 0,01% des Gesamtimportes, und der Export nach Iran u$s 905,9 Mio., gleich 1,25% des gesamten Exportes. Es gab keine Importe von Erdöl und Erdölprodukten, auch nicht in den Vorjahren. Der grösste Einzelimport entfiel auf 18 Tonnen Safran für u$s 6 Mio., der zweite war ein Kauf von Etanodiol (ein chemischens Kühlungsmittel für Motore) für u$s 135.000. Beim Export entfiel der grösste Teil auf Sojamehl und –öl. Der Saldo zu Gunsten Argentiniens betrug u$s 899,7 Mio., gegen u$s 1,1 Mrd. im Vorjahr. Aus diesen Zahlen ergibt sich, dass die Behauptung, dass Argentinien mit der Initiative über ein Abkommen mit Iran, um den AMIA-Fall zu lösen, einen Vorteil beim bilateralen Handel erreichen wollte, kein Fundament hat.

			***

			Im September trat das Gesetz in Kraft, das die Zahlung der Zinsen und Amortisationen der umgeschuldeten Staatsbonds in Buenos Aires, über einen Treuhandfonds der Banco Nación, bestimmt. Doch bisher wurde keine einzige Zahlung auf diese Weise vollzogen, weil das Wirtschaftsministerium vorerst die Zahlungen nicht zugelassen hat. Das Verfahren, das dabei eingeführt wurde, ist recht umständlich: zunächst muss die Nationale Wertpapierkommission (CNV) das Bestehen der Titel beglaubigen. Dann müssen die Bonds zu Gunsten von „Nación Fideicomisos“ gepfändet werden und können somit nicht verkauft werden. Ausserdem muss sich der Bondsinhaber verpflichten, keinen Prozess gegen den Staat anzustrengen. Dieses Gesetz bedeutet eine Missachtung des Urteils von Richter Thomas Griesa, da die Regierung seither nicht mehr den Betrag für die Zahlung von Zinsen und Amortisationen an die Bank of New York überwiesen hat. Für die US-Justiz ist diese Bank weiterhin zuständig für die Zahlungen. Gelegentlich dürfte die Banco Nación jedoch zahlen, ausgenommen des Betrages, der am 30.6.14 fällig war und der Bank of New York überwiesen wurde, von dieser jedoch nicht an die Bondsinhaber ausgezahlt wurde, weil das Griesa-Urteil bestimmt, dass gleichzeitig an die Holdouts gezahlt werden muss, die den Prozess gewonnen haben, was die argentinische Regierung nicht zulässt.

			***

			Die AFIP hat in Ferienorten an der Atlantik-Küste 8000 Einheitssteuerzahler als solche gestrichen, weil festgestellt wurde, dass sie Strandfahrzeuge, Wassermotorräder u. dgl. für Beträge gekauft hatten, dir ihr angegebenes Einkommen bei weitem übersteigen. Die Einheitssteuer, die in den 90er Jahren auf Initiative von AFIP-Direktor Carlos Silvani eingeführt wurde, ist nur für Personen mit niedrigem Einkommen gedacht, wurde jedoch in den letzten Jahren immer mehr als Mittel zur Steuerhinterziehung von Personen eingesetzt, die einkommensmässig von dieser Steuer ausgeschlossen sind.

			***

			277.000 Personen erhalten schon eine Pension auf Grund des Moratoriums, das vor vier Monaten eingeführt wurde. Es handelt sich um Menschen, die die Altersgrenze von 65 Jahren, bzw. 60 bei Frauen, überschritten haben, jedoch die Beiträge nicht während 30 Jahren gezahlt haben, wie es das Gesetz fordert. Insgesamt haben jetzt 512.845 Personen den Antrag gestellt, in das Moratorium aufgenommen zu werden. Der geschuldete Betrag wegen nicht gezahlter Beiträge wird in 60 Monatsraten abgezogen, wobei die erste durchschnittlich $ 338,65 beträgt. Zum Unterschied mit den vergangenen Moratorien, bei denen rund 2,5 Mio. Menschen eine Mindestpension erhielten, werden die Raten der Schuld jetzt alle 6 Monate mit dem gleichen Index berichtigt, der für Pensionen gilt. Wenn das neue Moratorum vollendet ist, werden ca. 95% der Bevölkerung von über 65, bzw. 60 Jahren, eine Pension oder Hinterbliebenenrente erhalten. Vor diesen Moratorien, die 2005 begannen, waren es knapp über 60%. Das Pensionierungssystem ist auf diese Weise faktisch in eine allgemeine Altersversicherung umgewandelt worden. 

			***

			Die Rohstahlproduktion erreichte im Dezember 446.000 Tonnen, 2,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, und im Jahr 2014 5,49 Mio. t, 5,8% über 2013, teilt die argentinische Stahlkammer mit. Die Stahlproduktion von 2014 wurde nur 2006, 2008 und 2011 übertroffen. Im letzten Jahr hat die Stahlindustrie ca. u$s 500 Mio. zur Erweiterung der Kapazität investiert. Die Rohstahlproduktion konzentriert sich auf Siderar, vom Techint-Konzern, und Acindar, das zum Konzern Arcelor-Mittal gehört, umfasst aber auch Siderca, die auch von Techint kontrolliert wird und nahtlose Stahlröhren erzeugt. Sowohl Acindar wie Siderca erzeugen Schwammeisen, das sich durch direkte Verarbeitung des Eisenerzes mit Gas ergibt. Siderar hingegen hat traditionelle Hochöfen. Siderar wurde durch die Übernahme der staatlichen Somisa Anfang der 90er Jahre geschaffen, und vom Techint-Konzern stark ausgeweitet und technologisch modernisiert, mit hohen Investitionen. 

			***

			Die Geldmenge, definifiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) erreichte in 12 Monaten zum 16.1.15 23,28%, bei einem Rückgang von 2,11% in diesem Jahr. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 27,97%. Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 15.1.15 um 28,12% auf $ 915,05 Mrd., und die gesamten Bankkredite um 17,54% auf $ 619,31 Mrd. Von den gesamten Depositen werden nur 67,68% geliehen. Der Rest entfällt auf Pflichtdepositen und Käufe von ZB-Wechseln. Die hohe Unterbringung von Lebac bei den Banken erklärt, dass im letzten Jahr die Kredite viel weniger als die Depositen zugenommen haben. 

			***

			Die ZB hat bei der Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 14,93 Mrd. erhalten und für $ 14,26 Mrd. zugeteilt. Da gleichzeitig bestehende Lebac für $ 12,12 Mrd. amortisiert wurden, verblieb eine Nettoaufnahme flüssiger Mittel von $ 2,14 Mrd. Die Zinsen wurden dieses Mal leicht gesenkt, bei 98 Tagen von 26,9% auf 26,56% und bei 120 Tagen von 27,7% auf 27,24%. Für längere Fristen lagen die Zinsen höher, bis zu 28,94% bei 357 Tagen. 32% der Offerten entfielen auf diese langfristigen Lebac. Bei Dollarwechseln betrugen die Angebote u$s 36 Mio., die alle angenommen wurden. Hier lagen die Zinsen je nach Laufzeit zwischen 2,5% und 4%.

			***

			Die Wirtschaftsminister der Provinzen haben am Dienstag bei einer Zusammenkunft in der Bundeshauptstadt beschlossen, dass die Gehaltserhöhungen der Beamten für dieses Jahr 25% nicht übersteigen sollen. Die Gewerkschaften, die die Provinzangestellten vertreten, gehen indessen von 30% aus, mit einer Klausel, die eine zweite Gehaltsrunde in einigen Monaten vorsieht. Auch 2014 hatten die Minister sich auf höchstens 25% geeinigt, wobei die Gehaltserhöhungen dann durchschnittlich leicht über 30% lagen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die polizeilichen und juristischen Untersuchungen zu dem Korruptionsskandal um den halbstaatlichen brasilianischen Erdölkonzern Petrobras zeigen weitreichende Konsequenzen für die Belegschaften beteiligter Unternehmen. Innerhalb der vergangenen zwei Monate seien rund 12.000 Beschäftigte wegen Zahlungsunfähigkeit der im Fokus der Ermittlungen stehenden Unternehmen entlassen worden, wie die Zeitung Estado de S.Paulo. berichtete. Da die Justiz inzwischen Vermögen von Beschuldigten und betroffenen Firmen einfror, stehen diese teilweise vor der Zahlungsunfähigkeit. Dadurch sind mittlerweile bis zu 12.000 Arbeiter und Angestellte der Unternehmen entlassen oder zwangsweise in den Urlaub versetzt worden. Des Weiteren ist es vielerorts zu Liefer- oder Bauunterbrechungen gekommen. Am schlimmsten habe es die Großbaustellen, die Raffinerie Abreu e Lima im Bundesstaat Pernambuco und den Petrochemischen Komplex Comperj von Rio de Janeiro getroffen. Petrobras habe hier unzählige Verträge, die sich in Gang befinden, die jetzt Teil der Ermittlungen sind und auf ihre Gültigkeit überprüft werden, so dass teilweise Stillstand herrsche. (Brazil News)

			***

			Die brasilianische Leistungsbilanz (Handelsbilanz plus Dienstleistungsbilanz) verzeichnet 2014 ein Defizit von u$s 90,9 Mrd., verglichen mit u$s 81,1 Mrd. im Vorjahr. Es ist das schlechteste Ergebnis in 14 Jahren. Das Defizit stellt 4,2% des BIP dar, gegen 3,6% im Vorjahr.

			***

			Für die brasilianischen Bundesstaaten São Paulo und Espírito Santo hat das Ministerium für Landwirtschaft, Viehzucht und Versorgung kürzlich den pflanzenschutzrechtlichen Ausnahmezustand erklärt. Grund für den Ausnahmezustand ist einen Schädling bei Kaffeepflanzen, dem sogenannten Kaffeehirschkäfer, ein kleiner, ursprünglich in Afrika beheimateter Käfer. Das Insekt ist für die Kaffeepflanzen in jeglichem Wachstumsstadium gefährlich, da der Käfer das Innere der Frucht zerstört und damit die Produktion gefährdet. (Brazil News)

			***

			Die bolivianische Wirtschaft hat im vergangenen Jahr um 5,5% zugelegt und damit am stärksten in Südamerika. Mit einem Bruttoinlandsprodukt von rund u$s 34 Mrd. gehört Bolivien allerdings noch immer zu den kleinsten Volkswirtschaften des Kontinents. An zweiter Stelle folgte Kolumbien mit einem Wirtschaftswachstum von 4,8% (u$s 400 Mrd.). Den dritten Platz teilten sich Paraguay (u$s 31 Mrd.) und Ecuador ( u$s100 Mrd.) mit jeweils 4%. Brasilien, mit einem Bruttoinlandsprodukt von u$s 2,2 Bio. die größte Volkswirtschaft der Region, konnte laut einer Erhebung des Internationalen Währungsfonds im vergangenen Jahr lediglich um 0,3% zulegen. (dpa)

			***

			Die von einem massiven Korruptionsskandal betroffene brasilianische Petrobras hat mit über zweimonatiger Verspätung seinen Bericht für das dritte Quartal 2014 vorgelegt. Danach sank der Gewinn des staatlich kontrollierten Konzerns von Juni bis September um 38% auf 3,09 Mrd. Reais (rund E 1,05 Mrd.) im Vergleich zum Vorquartal. Zu 2013 war es ein Rückgang von 9%. Unberücksichtigt blieben dabei die entstandenen Schäden durch Schmiergeldzahlungen. Petrobras räumte ein, dass es notwendig sein werde, die Zahlen wegen der illegalen Aktivitäten entsprechend anzupassen. Dies sei derzeit nicht möglich, da die Zahlungen von Fremdfirmen ausgegangen seien und in der Petrobras-Buchhaltung nicht aufgespürt werden könnten. Die Werte könnten deshalb im Moment nicht „korrekt, komplett und abschließend“ benannt werden. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Corven

			Dieser Zulieferant der Kfz-Industrie, kontrolliert von der spanischen Iraola-Gruppe, gab den Kauf der spanischen Stossdämpferfabrik Lipmesa, mit sämtlichen Betrieben der Welt, plus die Marke LIP, für u$s 90 Mio. bekannt. Dies schliesst das Argentiniengeschäft ein. Der lokale Geschäftsführer Leandro Iraola teilte Industrieministerin Debora Giorgi mit, dass die Fabrik von Corven in Venado Tuerto, Provinz Santa Fé, von 12.000 auf 17.000 qm erweitert werde, ebenso das Verteilungszentrum im Vorort Moreno. Der Export der Firma soll auf diese Weise verdoppelt werden.

			Runh Power

			Dieses chinesisches Unternehmen hat eine Investition von u$s 50 Mio. in Villa Guillermina, Santa Fe, bekanntgegeben, um ein Kraftwerk auf Basis von Forstmaterialien zu errichten und zu betreiben. Früher hatte hier die 1884 gegründete, englische Gesellschaft La Forestal ihren Hauptsitz. Ausgehend von Villa Guillermina hat La Forestal bis 40 Dörfern mit eigenen Häfen und Bahnlinien gegründet. Die Ankündigung der chinesischen Firma klingt merkwürdig, da normalerweise Holz nicht für Kraftwerke eingesetzt wird. 

			YPF

			Dieses staatlich kontrollierte Erdölunternehmen hat mit der chinesischen Sinopec einen Absichtsbrief unterzeichnet, der sich auf die gemeinsame Ausbetung von konventionellem und nicht konventionellem Erdöl und Gas in Argentinien bezieht. Das Abkommen wurde in Bejing zwischen YPF-Präsident Miguel Galuccio und Sinopec-Präsident Fu Chengyu unterzeichnet. Vorgesehen ist die gemeinsame Ausbeutung von Gebieten in „Vaca muerta“, aber auch in anderen Gegenden, wo es um normale Lager geht. Galuccio wies darauf hin, dass das neue Erdölgesetz eine Rahmenordnung geschaffen habe, die diesem Abkommen juristische und steuerliche Stabilität verleihe. 

			Edesur

			Dieses Stromverteilungsunternehmen, das über 6 Mio. Kunden in der Bundeshauptstadt und Umgebung bedient, ein Netz von 32.500 km Kabeln aufweist und 20% des gesamten landesweiten Stromverbrauchs bedient, schloss das Jahr 2014 mit einem Verlust von $ 1,36 Mrd. ab, gegen einen Gewinn von $ 1,16 Mrd. 2013. Obwohl immer noch ein kleines Nettovermögen verbleibt, stellt dieser anormal hohe Verlust die Existenz der Firma in Frage. Seit der ursprüngliche Konzessionsvertrag im Jahr 2002 vom Staat einseitig aufgehoben wurde, gibt es keine Rahmenordnung, die dem Unternehmen Einnahmen verleiht, die die Kostendeckung sichern. Die Firma wird zwar weiter privat betrieben, was für Effizienz sorgt, hängt aber weitgehend vom Staat ab, der ihr gelegentlich Mittel für Instandhaltung und Investitionen vergibt. Auch Edenor, das andere Stromverteilungsunternehmen der Bundeshauptstadt und Umgebung, weist hohe Verluste auf. In 9 Monaten betrug das Minus $ 1,44 Mrd., gegen einen Überschuss von $ 0,79 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 11806.png]

			Im Schatten des Todes von Staatsanwalt Nisman

			Der gewaltsame Tod von Staatsanwalt Natalio Alberto Nisman überschattet die Regierung, und auch Politik und Wirtschaft. Der Fall wurde zunächst als Selbstmord hingestellt, dann als Mord. Nachdem Nisman für die Untersuchung des AMIA-Attentates zuständig war, wofür er schon zur Zeit von Néstor Kirchner ernannt worden war, und unlängst die Präsidentin persönlich beschuldigt hatte, die Schuldigen, angeblich iranische Terroristen, die zum Teil auch bei der Regierung von Iran mitmachen, mit diesem Verfahren freisprechen zu wollen, um den Fall zu beeenden und beiläufig gute Beziehungen zu Iran herzustellen, wurde sofort eine direkte Beziehung zwischen dem Mord und CFK hergestellt. Das dürfte jedoch abwegig sein, einmal weil CFK grundsätzlich keine Menschen ermordet, und dann weil sie und ihre Regierung dabei einen enormen politischen Schaden erleiden. Aber für weite Kreise der Bevölkerung ist sie direkt oder indirekt für den Mord verantwortlich. Das ist das politische Faktum der ganzen Angelegenheit.

			CFK hat selber durch ihr plumpes Vorgehen diese These gestärkt. Man hätte von ihr erwartet, dass sie die politische Bedeutung dieses Magnizides sofort begreift und gleich am Montag der Vorwoche, als der Tod Nismans bekannt wurde, per Fernsehen dazu Stellung nimmt. Sie hätte dabei ihre tiefe Erschütterung dramatisch darstellen müssen, was ihr als guter Schauspielerin, die sie ist, bestimmt nicht schwer gefallen wäre. Und beiläufig hätte sie auch sagen müssen, dass das von Nisman eingeleitete Untersuchungsverfahren weitergeführt wird, und sie sich selbstverständlich der Justiz stellt und genau erklären werde, dass sie mit dem Abkommen mit Iran nicht den Freispruch der Schuldigen wollte, sondern deren Verurteilung. Auch hätte sie sagen können, dass das Abkommen ohnehin versandet sei, weil das iranische Parlament es nicht angenommen hat, so dass es Argentinien jetzt kündigen werde. Rein juristisch hat die Anklage von Nisman für sie ohnehin keine Substanz. Sie hat sich gewiss keines Verbrechens schuldig gemacht, auch wenn das Abkommen mit Iran schwer zu rechtfertigen ist. Es war politisch eine kollosale Dummheit, die der Regierung schwer geschadet hat, hier und international. Wer ihr diesen Floh ins Ohr gesetzt hat, weiss man nicht.

			Statt dessen hat sie zunächst geschwiegen und dann per Twitter in sukzessiven Botschaften Stellung bezogen. Allein durch dieses eigenartige Vorgehen hat sie gezeigt, dass sie den Ernst des Falles nicht erkannt hat. Dass sie dabei auf die vorzeitige Rückkehr Nismans aus Spanien hinwies, ebenfalls betonte, dass er seine minderjährige Tochter auf dem Flugplatz Barajas einige Stunden allein gelassen habe, bis die Mutter kam, und dann noch die Zeitung Clarín erwähnte, die mit dieser Tragödie gewiss nicht die geringste Verbindung hat, all das bekräftigt die Schuldthese auf politischer Ebene, weil es nichts mit dem Fall zu tun hat und als Ablenkungsmanöver gedeutet wird. Wer wirklich unschuldig ist, verteidigt sich anders. Es fällt auf, dass die Präsidentin offensichtlich keine poltischen Berater hat, oder nicht auf sie hört. Denn was wir hier sagen, hätte ihr jeder Kenner elementarer Grundsätze der Politik wohl auch erklärt. Die Präsidentin ist allein, oder sie will alleine sein. Und das ist schlimm, besonders in Krisensituationen wie dieser.

			Am letzten Montag, eine Woche nach Bekanntgabe des Todes von Nisman, ist sie schliesslich doch im Fernsehen aufgetreten. Reichlich spät! Doch dabei hat sie das eigentliche Thema, nämlich Nisman, am Schluss erwähnt, wie wenn es eine nebensächliche Angelegenheit sei, und sich auf die Kritik an seiner Anklage gegen sie konzentriert. Zunächst erinnerte sie an die Verfolgung der Militärs, die überhaupt nichts mit der gegenwärtigen Sicherheitsproblematik und dem Fall Nisman zu tun hat, und dann erläuterte sie ein Reformprojekt des staatlichen Sicherheitsdienstes, bekannt als SIDE, sehr ausführlich. Als sie schliesslich auf Nisman zu sprechen kam, verglich sie den Fall mit dem Mord von Mariano Ferreira, der vor einigen Jahren bei einer Schlägerei von Eisenbahnarbeitern, Mitgliedern des „Partido Obrero“ u.a. am Bahnhof Constitución umkam. Die Tatsache, dass sie nicht erkannt hat, dass der Mord eines bedeutenden Staatsanwaltes, der für das AMIA-Attentat zuständig ist, und sie selber, ihren Aussenminister Timerman u.a. angeklagt hat, etwas ganz anderes ist, mit einer besonderen politischen Bedeutung, stellt ein weiteres Argument für diejenigen dar, die CFK mit dem Mord in Beziehung setzen. Die ganze Fernsehansprache wirkt wie ein Ablenkungsmanöver.

			Wie immer diese Untersuchung auf polizeilicher und juristischer Ebene, und auch die des AMIA-Attentates und über das Abkommen mit Iran, weitergeht, Tatsache ist, dass CFK jetzt die Regierungsfähigkeit eingebüsst hat, nachdem sie ohnehin schon durch das bevorstehende Ende ihrer Regierung und die Wahlen geschwächt ist. Sie ist das, was in der USA als lahme Ente („lame duck“) bezeichnet wird. Da CFK über alles entscheidet, auch über kleine Details, die normalerweise den Ministern und Staatssekretären überlassen werden, bedeutet dies, dass jetzt niemand entscheidet, oder wenn, dass der Entscheidungsträger, nämlich CFK, gefährlich falsch oder zu spät entscheidet, weil sie unter seelischem Druck steht und unter Stress leidet, wobei sie auf alle Fälle völlig unglaubhaft ist und man ihre Entscheidungen somit nicht ernst nimmt.

			Der Fall Nisman ist der Anfang vom Ende. Dabei ist es auch möglich, dass dadurch das Ende, das für den 10. Dezember 2015 vorgesehen ist, vorverlegt wird. Hat es einen vernünftigen Sinn, dass eine Präsidentin, die vor schwierigen Problemen steht, die grundsätzliche Entscheidungen fordern, die sie kaum noch treffen kann, weiter regiert? Der Gesellschaft würde mit einem vorzeitigen Abgang, durch Rücktritt oder sonstwie, bestimmt viel unnötiges Leid erspart. Abgesehen davon stellt sich folgende Frage: Ist der Stress, dem sie ohnehin schon unterliegt, und der sich mit dem Nisman-Tod stark steigert, für sie erträglich? Sie sollte sich an ihren Gatten Néstor erinnern, der die ärztlichen Warnungen nach zwei kurz aufeinander folgenden Herzkrisen nicht ernst nahm und dann verschied. Auch ihre Gesundheit ist angeschlagen, mehr als allgemein bekanntgegeben wird. Die Ärzte, die sie betreuen, würden ihr bestimmt raten, ein ruhigeres Leben zu führen.

			Auf internationalem Gebiet steht die Regierung vor zwei schweren Grundentscheidungen, nämlich das Problem mit den Holdouts, mit allem was direkt und indirekt dazugehört, und dann der Konflikt mit der Welthandelsorganisation. Es sind beides keine einfachen Probleme. Wenn sie einfach hinausgeschoben werden, dann entstehen weitere Konflikte, die damit zu tun haben. Aber grundsätzlich ist dies für Investoren, Kreditnehmer u.a. ein klares Signal, dass man abwarten muss. Alles wird eingefroren, und das ist in einem Rezessionsjahr, und bei der schwelenden Zahlungsbilanzkrise, keine Kleinigkeit. Denn diese Haltung trägt zur Vertiefung der Rezession bei.

			Doch auch intern kommen schwierige Probleme auf die Regierung zu, an erster Stelle eine Inflation, die nicht nachgibt und droht, in die Höhe zu springen. Die Regierung müsste sich um den Abbau der überhöhten Staatsausgaben bemühen, um das unfinanzierbare Defizit der Staatsfinanzen zu verringern, was sie jedoch nicht will und wohl auch unter den gegenwärtigen Umständen kaum kann. Und dann stehen Lohnverhandlungen bevor, bei denen alles darauf hinweist, dass die Zulage nicht unter 30% liegen dürfte, eventuell sogar viel höher, oder mit Klauseln, die in einigen Monaten eine neue Verhandlungsrunde vorsehen. Einige schon abgeschlossene Abkommen und auch der Vorschuss, der den Bankangestellten gewährt wurde, deuten in diese Richtung.

			Es bedarf harter Regierungsentscheidungen, die nur eine starke Regierung treffen kann, um zu vermeiden, dass die Lage aus den Fugen gerät. Die Gefahr, dass die Inflation geometrisch weitergeht, ist dabei sehr gross, besonders im einem Wahljahr und mit einer politisch geschwächten Regierung. Es ist zwar nicht wahrscheinlich, aber gewiss nicht ausgeschlossen, dass CFK dabei das Schicksal von Isabel Perón wiederholt, die in ihren letzten Monaten in eine teuflische Lohn-Preisspirale geriet und im März 1976 mit 50% Monatsinflation, also Hyperinflation, endete.
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			Die fehlende Exportpolitik

			Das sogenannte Kirchner-Modell der Wirtschaftspolitik zeichnet sich u.a. durch das Fehlen einer aktiven Exportpolitik aus. Statt dessen wird der Akzent auf Importsubstitution gesetzt. Indessen hat Argentinien viele Möglichkeiten, um einen höheren Export zu erreichen, bei denen geringe Zusatzinvestitionen notwendig sind. Die Importsubstitution erfordert hingegen in der Regel hohe Investitionen und bedeutet meistens höhere Kosten, die die Wirtschaft belasten.

			Zunächst hat Argentinien die Möglichkeit, die gegenwärtige Produktion von Getreide und Ölsaat von 100 bis 105 Mio. Tonnen, auf über 120 Mio. zu erhöhen, dann in einer zweiten Etappe eventuell sogar auf 150 Mio. Das ergeben seriöse Studien. Das Grundproblem, das sich dabei stellt, besteht darin, dass der Nettopreis, den die Landwirte erhalten, in Grenzgegenden die Kosten nicht deckt. Dort sind einmal die Hektarenerträge niedriger und die Transportkosten zum Hafen höher. In vielen Gegenden müssten Bewässerungssysteme eingesetzt werden, die relativ hohe Investitionen und auch zusätzliche Kosten darstellen, jedoch die Erträge stark erhöhen.

			Ohne Exportzölle, oder eventuell mit geringeren, und einem höheren Wechselkurs, wäre das Problem gelöst. Doch dabei entsteht gesamtwirtschaftlich eine starke Einkommensumverteilung zu Lasten der nicht landwirtschaftlichen Bevölkerung, die sozial und politisch schwer zu verkraften ist. Deshalb wird einmal daran gedacht, auf halber Strecke in dieser Richtung stehen zu bleiben. Doch anderseits kann das Thema auch mit anderen Mitteln in Angriff genommen werden, wie Sonderkredite für Bewässerung und andere Investitionen in Grenzgebieten, sowie niedrigeren Eisenbahntarifen. Ebenfalls kommt dabei die These auf, dass die Exportzölle für Produktion aus Grenzgebieten niedriger sein sollten. Das ist jedoch schwer zu kontrollieren, so dass die Regierung nicht geneigt ist, in diese Richtung zu gehen. Auf alle Fälle ist eine Diskussion zwischen Fachleuten der Regierung und der Landwirtschaft notwendig, um die Möglichkeiten zu prüfen, die Produktion von Getreide und Ölsaat auf ungünstigere Gebiete auszudehnen.

			Ein Sonderfall ist der Weizen, dessen Produktion künstlich gehemmt wird, so dass nur 11 bis 12 Mio. t geerntet werden, wenn es ohne weiteres 15 bis 20 Mio. sein könnten. Das Problem ist hier die Exportkontingentierung, die die Preise unmittelbar nach der Ernte unter die Parität drückt, die sich aus dem Weltmarktpreis minus Frachten, Exportzöllen und Exportkosten ergibt. Das hat keinen Sinn, wobei dann finanzkräftige Exporteure und Spekulanten einen zusätzlichen Gewinn erhalten, indem sie unter der Parität kaufen und später zum Pariträtspreis exportieren. Ihr Gewinn entspricht dem Verlust der Landwirte. Das Problem könnte ohne Weiteres durch Kredite der Banco Nación an die Mühlen gelöst werden, wobei die Kredite mit sogenannten Warrants (Zertifikaten über den gelagerten Weizen) garantiert würden. Schliesslich sollte die Banco Nación als staatliche Förderungsbank für derartige Zwecke verfügbar sein. Dann könnten die Mühlen den Weizen rechtzeitig kaufen, in Konkurrenz zu den Exporteuren. Die Weizenaussaat würde sofort stark zunehmen.

			Ähnlich liegt es beim Rindfleisch, auch wenn der Fall komplizierter ist. Die Exportkontingentierung drückt auf den internen Preis, was die Regierung als positiv bezeichnet, weil dies für den Konsumenten günstig ist. Doch diese Politik hat zu einem Abbau des Rinderestandes geführt, der unter den Kirchner-Regierungen um 9 bis 10 Mio. Rinder zurückgegangen ist. Da die Exportkontingentierung allgemein angewendet wird, werden besonders die teuren Schnitte des Rinderleibes, wie Lende (auf spanisch „lomo“) künstlich verbilligt, die intern weniger konsumiert werden. Würden diese Schnitte zu höheren Preisen exportiert, dann könnten die Schlachthöfe die populären Schnitte (besonders „asado“) intern billiger verkaufen. 

			Das Problem ist jedoch im Grunde komplexer, da nur einige Schlachthöfe für den Export zugelassen sind, obwohl ein Gesetz aus dem Jahr 1972 bestimmt, dass alle den gleichen Sanitätsregeln unterstellt sind. Wären alle für den Export qualifiziert, dann könnte eine Politik eingeleitet werden, dass Lende u.a. teure Teile allgemein exportiert werden, und die billigeren Schnitte intern verkauft werden. Wenn man einen Schritt weiter geht, besteht noch eine weitere Möglichkeit in diesem Sinn. Argentinien müsste bei der EU beantragen, dass das System der beweglichen Importzölle auf Fleisch, das zu einem Zollsatz von über 100% führt, durch ein Importkontingent ersetzt wird. Sowohl dieses Kontingent, wie das bestehende der Hilton-Quote und der neuen Quote, sollten in Argentinien ausgeschrieben werden, wobei der Erlös dann eventuell auch für die Verbilligung der populären Schnitte eingesetzt werden könnte. Bisher hat die argentinische Regierung, sowohl diese wie alle vorangehenden, keine Schritte bei der EU eingeleitet, um diese Reform des EU-Importsystems zu erreichen, das Einnahmen des EU-Fiskus auf den argentinischen verlagern würde. Unbegreiflich.

			Die Rindfleischproduktion könnte in Argentinien gewiss stark erhöht werden. Die Einführung des „feed lot“ ist ein technologischer Sprung, der erlaubt, die Mästung auch in Gegenden voranzutreiben, wo sie sonst wegen Mangel an guten Weiden nicht möglich ist. Argentinien sollte einen viel höheren Bestand haben und entsprechend mehr exportieren. Dass das Land im letzten Jahrzehnt den Exportmarkt an Brasilien, Uruguay und Paraguay abgegeben hat, hat gewiss keinen Sinn. Zu einem Zeitpunkt, in dem China zunehmend Rindfleisch importiert, sollte sich Argentinien auf dies vorbereiten. Doch die Regierung ignoriert das Thema, und auch die landwirtschaftlichen Verbände bemühen sich nicht ernsthaft darum. Sie protestieren, was sie ohnehin immer tun, schlagen aber nichts konkretes vor, das sich auch durchführen lässt, ohne extrem konfliktive Situationen zu schaffen.

			Argentinien hat auch auf anderen Gebieten der Landwirtschaft die Möglichkeit, Produktion und Export zu erhöhen. 2014 nahmen die Exporte folgender Produkte stark ab: Erdnuss (-13%), Zucker (-63%), Tabak (-27%), Äpfel (-12%), Birnen (-7%), Zitronen (-46%), Zwiebeln (-40%). Doch es gab auch Zunahmen: Baumwolle (+175%), Reis (+2%), Yerba Mate (+1%) und Holzprodukte (+20%). Bei diesen besteht noch ein enormes Exportpotential, da das Land, besonders in der mesoptamischen Gegend (Provinzen Misiones, Corrientes und Entre Rios) und auch in einem Teil von Buenos Aires, besonders günstige Bedingungen für die Forstwirtschaft bietet, die durch direkte Subventionen gefördert wird, die ein Sondergesetz vorsieht. Die Holzproduktion pro Hektar und Jahr (Pappeln, Weiden, Kiefern und Eukalyptus) ist eine der höchsten der Welt. Man frägt sich unter diesen Umständen, warum sich die hohen Investitionen für die Erzeugung von Zellstoff in Uruguay und nicht in Argentinien niedergelassen haben. Argentinien beliefert auch die schon bestehenden zwei Grossbetriebe in Uruguay, und der industrielle Zusatzwert bleibt dort. Auch hier bemerkt man, dass ein integrales Exportkonzept gefehlt hat. Dennoch: Argentinien exportiert zunehmend Holzstämme, Bretter, Pressholz u.a. Holzprodukte. 

			Ein Rückgang trat 2014 ebenfalls bei Milch und Milchprodukten (-13%), Fisch (-12%), Geflügel und Eier (-13%) und Honig (-19%) ein. Auch bei Orangen und Grapefruits, Tee, Oliven und Wein war die Tendenz 2014 rückläufig. Eine effektive Exportpolitik erfordert, dass jedes Produkt untersucht wird, und Produzenten und Exporteuren geholfen wird. Die genannnten Rückgänge hätten wohl, zumindest in einigen Fällen, vermieden werden können. Der Export ist nicht nur ein privates Geschäft, sondern ein Thema von nationalem Interesse.

			Die Exportthematik reicht noch weiter. Auch die volle Eingliederung in die Weltwirtschaft, mit Achtung der Regeln der Welthandelsorganisation, und die Abschaffung der Devisenbewirtschaftung, hängt damit zusammen. Der Welthandel bietet ständig Exportgelegenheiten, die kurzfristig genutzt werden können, auch von Argentinien. Und dies bezieht sich nicht nur auf Landwirtschaft, sondern besonders auf Industrie. Oft erfordert dies, dass der Export auch finanziert wird, was die bestehende Devisenbewirtschaftung nicht zulässt, die prinzipiell als Exporthindernis wirkt.

		

	